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Informalität im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Regulierung

Informalität und extreme Ungleichheit der Vermögens- und Einkommens-
verhältnisse stellen für Lateinamerika und insbesondere Brasilien Proble-
me dar, die durch die regional und sozial konzentrierte ökonomische Ent-
wicklung sowie das koloniale Erbe geprägt sind. Der Ungleichheitsindex
Gini-Koeffizient lag in Brasilien 2001 bei 0,581, während die obersten 10%
der Einkommensempfänger über 43,0% des nationalen Einkommens ver-
fügten, erhielten die untersten 10% nur 1,1% (siehe World Bank - WB
2016: 12–15). Als eine wichtige Ursache von Ungleichheit und Armut wird
in der Literatur die Informalität der Arbeitsbedingungen angesehen (Krein
und Proni 2010: 10). Diese ging während der ersten Dekade des neuen
Millenniums in Brasilien auf etwa 45% zurück, betraf aber immer noch
fast die Hälfte der Erwerbsbevölkerung. In den Regierungsjahren der Ko-
alition um die Partido dos Trabalhadores (PT) war es möglich, über 20
Millionen formelle Beschäftigungsverhältnisse zu schaffen und damit die
Anzahl der formellen Beschäftigten von 20,5 Millionen im Jahr 2002 auf
über 40 Millionen in 2014 zu verdoppeln. Die Grundlage dieser Formali-
sierung wird zumeist in der ökonomischen Entwicklung, demografischen
Effekten und einer Ausweitung des Zugangs zu sozialen Sicherungssyste-
men gesehen. Diese Faktoren führten zu einer Kombination von Formali-
sierung mit einer leichten Reduzierung des Gini-Koeffizienten auf 0,53 in
2013, was Brasilien in den Augen internationaler Organisationen und Ver-
gleichsstudien zu einem Beispiel für erfolgreiche Arbeits- und Sozialpolitik
machte (siehe International Labor Organization - ILO 2013).

Mit einem solchen Befund wird jedoch nicht berücksichtigt, wie diese
Reformen zustande kamen und wie sich die Formalisierung auf die Un-
gleichheit auswirkten. Die parallel zu den Formalisierungsprozessen ver-
laufende Debatte um prekäre Arbeitsbedingungen auch unter formell Be-
schäftigten (vergleiche Braga 2014), verdeutlicht diese Problematik. Auch
in dieser Debatte wurde jedoch kaum untersucht, wie durch ein Zusam-
menwirken politischer Prozesse mit ökonomischen Strukturen und sozia-
len Praktiken die Informalität und prekäre Arbeitsbedingungen erst ge-
schaffen werden.

1.

1 Wert von 1 entspricht absoluter Ungleichheit, 0 entspricht absoluter Gleichheit.
Der Wert für die Bundesrepublik Deutschland 2010 entsprach 0,28.
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Auch unter der Regierung Lula da Silvas (PT) wurde ein Reformprozess
auf Basis von tripartistischen Verhandlungen angestoßen, der jedoch schei-
terte. Allerdings erfolgte im Anschluss eine Reihe berufsgruppenspezifi-
scher Reformen, die wiederum zu einer Formalisierung und Dekommodi-
fizierung beitrugen. Die in absoluten Zahlen gemessen stärkste Formalisie-
rungswirkung hatte die Reform der Kleinstunternehmen, sowie die Re-
form der Arbeitsrechte von Haushaltsarbeitenden in der ersten Amtszeit
Dilma Rousseffs (PT). Warum aber betrafen diese Reformen nur bestimm-
te Berufsgruppen, wie verliefen die Reformen und warum? Anhand dieser
Fragestellung wird deutlich, dass die politische Konfiguration von Forma-
lität und Informalität noch kaum theoretisch erfasst ist. Den Verlauf dieser
Formalisierungsprozesse gilt es demnach nachzuvollziehen und mit einem
mehrdimensionalen Ungleichheitsverständnis zu untersuchen.

Bezogen auf die Rolle der (dekommodifizierten) Lohnarbeit in Brasilien
stellt sich daher die Frage, ob und wie informell Tätige politische und so-
ziale Ansprüche durchsetzen konnten. Anhand der abgelaufenen Formali-
sierungsprozesse ist zu untersuchen, inwieweit informell Tätige ihre kol-
lektiv formulierten Interessen in politische Prozesse einbringen konnten.
An diese Prozesse wird die Frage gestellt, wie die sozial- und arbeitspoliti-
sche Regulierung entsteht und welche Interessen von informell Tätigen da-
rin warum berücksichtigt werden. Aufgrund welcher Hürden und Aus-
grenzungsmechanismen dies gegebenenfalls nicht erfolgte, wird im Ver-
lauf der Untersuchung nachgegangen. Ziel dieser Untersuchung ist es, ver-
schiedene Ungleichheitsdimensionen für die Analyse von Formalisierungs-
politiken zu nutzen, ohne dabei potentiellen Besonderheiten der Vergesell-
schaftung in Brasilien zu vernachlässigen. Dies führt zur Fragestellung:

Wie fördern beziehungsweise verhindern politische Kräfteverhältnisse
über Strukturen, Institutionen und Diskurse in Brasilien die politische Re-
präsentation, gesellschaftliche Anerkennung und materielle Umverteilung
zugunsten von informell Tätigen?

Indem empirisch offen an die politischen Formalisierungsprozesse her-
angetreten wird, können bisher vernachlässigte Ungleichheitsdimensionen
der Formalisierungsprozesse theoriegeleitet untersucht werden. Zunächst
werden bestehende Theorien auf ihre Erklärungskraft hin abgewogen und
Anknüpfungspunkte entwickelt. Im folgenden Kapitel werden Untersu-
chungsebenen einer politischen Ungleichheitskonfiguration nach Nancy
Fraser entworfen und operationalisiert, indem sie in Fragen an die macht-
basierten Veränderungen von politischen Entwicklungspfaden überführt
werden. Drei Ebenen werden in Anlehnung an Nancy Fraser unterschie-
den: Die politisch-institutionelle Ebene inklusive des Systems der Arbeits-

1. Informalität im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Regulierung
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beziehungen, die wirtschaftlich-strukturelle Ebene sowie die gesellschaft-
lich-diskursive Ebene. Des Weiteren stellt Kapitel 2 die Datengrundlage
der Untersuchung, die methodische Herangehensweise und das For-
schungsdesign vor. In Kapitel 3 wird der Kontext der Reformen vorge-
stellt. Mit der Betrachtung dieses Kontextes werden historisch gewachsene
Pfadabhängigkeiten entwickelt, deren Fortbestehen beziehungsweise de-
ren Veränderung dann im Folgekapitel untersucht wird.

Kapitel 4 geht der Forschungsfrage anhand von zwei empirischen Fällen
nach. Konkret wird die Reform von Kleinst- und mittelgroßen Unterneh-
men sowie die Verfassungsänderung inklusive anschließender Gesetzge-
bung zu Haushaltsarbeitenden untersucht. Auf Grundlage des Forschungs-
designs steht dabei das Zusammenspiel von beharrenden Pfadabhängigkei-
ten und veränderungswilligen Akteuren im Mittelpunkt. Der Einsatz von
Machtressourcen unterschiedlicher Akteure wird dabei ebenso berücksich-
tigt, wie auf abstrakterem Niveau die Ungleichheitsdimensionen der Aner-
kennung, Umverteilung und Repräsentation. Im Vergleich beider Fälle
wird die Wirkung unterschiedlicher politischer Konstellationen und Koali-
tionen verdeutlicht. In den Schlussfolgerungen kann gezeigt werden, wie
sich politische Einflussnahme auf Formalisierungsprozesse auswirkte und
welche Akteurskoalitionen dabei durchsetzungsstärker waren.

Ausganspunkt der Untersuchung sind theoretische und empirische For-
schungsarbeiten, die sich mit sozialer Ungleichheit, Informalität und der
Durchsetzung von Interessen im brasilianischen politischen System be-
schäftigen. Insbesondere in empirisch geprägten Ansätzen wird aber häu-
fig übersehen, dass ein Großteil der neuen Beschäftigung im Bereich der
Niedrigeinkommen geschaffen wurde (Pochmann 2012), was ein weiter-
hin hohes Maß an Prekarität und Risikogefährdung bedeutet. In diesen an
Wertschöpfung geringen Segmenten des Arbeitsmarktes werden informel-
le Arbeitsbedingungen vor allem in kleinen bis mittelgroßen Unterneh-
men vorgefunden. Diese Werte sind durchaus typisch für die Region, wie
die Comisión Económica para América Latina y el Caribe (CEPAL) her-
vorhebt. Für 2011 zählt sie in Lateinamerika einen Anteil von etwa 50%
der gesamten Beschäftigung zu diesem Segment. Hohe Formalitätsraten
finden sich dagegen im produktiven und beschäftigungsarmen Segment
des Arbeitsmarktes, die für den Export und in großen Maßstäben produ-
zieren. Dies bedeutet für die in diesem Segment meist gut organisierten
Beschäftigten auch einen höheren Durchschnittslohn, der über dem natio-
nalen Mindestlohn liegt (CEPAL 2012: 24–25). Ungleichheitsverhältnisse
und prekäre Arbeitsverhältnisse scheinen sich somit nicht unbedingt zu re-
duzieren, sondern verlagern sich mit der Formalisierung der Arbeitsver-

1. Informalität im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Regulierung
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hältnisse zunehmend in den formellen Arbeitsmarkt. Diese widersprüchli-
chen Anzeichen der primären Einkommensverteilung deuten somit einer-
seits auf eine Ausweitung der (formalisierten) Einkommensempfänger und
andererseits auf die Ausweitung unterer Einkommensgruppen hin, die in
Brasilien strukturell stark ausgeprägte Einkommensungleichheit existiert
so fort.

Parallel zur primären Verteilung über den Arbeitsmarkt ist die hohe
Einkommensungleichheit in Brasilien auch durch die sekundäre Vertei-
lung in Form sozialer Transferleistungen geprägt. Traditionell erhalten
nur formell Beschäftigte Zugang zu einem gewichtigen Teil der sozialen
Sicherungsmaßnahmen, was zum Fortbestehen von Ungleichheitsverhält-
nissen führt. Aus der ökonomischen und gesellschaftlichen Struktur ent-
steht so eine Stratifikation gesellschaftlicher Teilhabe, deren duale Form
sich auch in der Arbeitsmarktstruktur und der Abdeckung sozialer Siche-
rungssysteme wiederholt.

»Assim, não é por outro motivo que os direitos sociais no Brasil até ho-
je traduzem-se em políticas e programas sociais que se dirigem a dois
públicos distintos: os cidadãos e os pobres. Cidadãos são aqueles que,
por exemplo, estão cobertos por um sistema de proteção social ao qual
têm direito porque contribuem para com ele. Os pobres são aqueles
que, por não apresentarem capacidade contributiva, uma vez que nem
sequer apresentam capacidade de formas autônomas de garantia de pa-
tamares mínimos de sobrevivência, são alvo de políticas e programas
sociais de caráter filantrópico e/ou focalizado em determinados grupos
reconhecidos como mais carentes [...]« (Cohn 2000: 389–390).2

Auch die Entwicklungen unter den Regierungen Lula da Silva und Dilma
Rousseff, die einer auf Armut fokussierten Sozialpolitik sowie der Formali-
sierung von Arbeit einen hohen Stellenwert einräumten, haben an der ex-
tremen Einkommensungleichheit wenig ändern können. Brasilien ist noch

2 »Daher, und nicht aus anderen Gründen übersetzen sich soziale Rechte in Brasili-
en bis heute in Politik und soziale Programme die sich an zwei unterschiedliche
Zielgruppen richten: Die Bürger und die Armen. Bürger sind jene, die zum Bei-
spiel von einem System sozialer Sicherung abgedeckt sind, auf das sie Anspruch
haben, da sie Beiträge zu ihm leisten. Die Armen sind jene, die, da sie über keine
Beitragsfähigkeit verfügen und da sie nicht einmal über Fähigkeiten verfügen, auf
selbstständige Art minimale Stufen des Überlebens zu erreichen, Ziel von Politik
und sozialen Programmen mit philantropischem Charakter sind und/oder auf be-
stimmte Gruppen fokussiert sind, welche als die am Bedürftigsten anerkannt wur-
den.« Übersetzung des Autors.

1. Informalität im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Regulierung
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immer eines der ungleichsten Länder der Region und der Welt (WB 2016:
13). Weiterhin besteht über die Einkommensdimension sowie den Zugang
zu Sicherungssystemen ein enger Zusammenhang zwischen (in)formeller
Tätigkeit und arbeits- und sozialpolitischer Absicherung (Boito Júnior
2005: 250). Sicherungssysteme wie eine Unfallversicherung, Kündigungs-
schutz und Absicherung im Falle von Erwerbslosigkeit aber auch die Mög-
lichkeit zur gewerkschaftlichen Interessenvertretung sind an ein formelles
Arbeitsverhältnis geknüpft (Cacciamali 2000). Diese Formen der Absiche-
rung und des Zugangs zu sozialer Wohlfahrt spiegeln sich in prekären Ar-
beits- und Lebensbedingungen informell Tätiger, denn in Brasilien sind
weiterhin die am stärksten von Armut und Lebensrisiken bedrohten Bevöl-
kerungsgruppen in der informellen Ökonomie zu finden (Krein und Proni
2010: 10). Diese Tendenz wird verstärkt durch die regressive Wirkung von
Steuern und Sozialpolitik, die eine Umverteilungswirkung von Arm nach
Reich unterstützen. In historischer Perspektive betreffen höhere Armutsri-
siken am unteren Ende der Einkommensskala und prekäre Arbeits- und
Lebensrisiken insbesondere Frauen und Schwarze, sowie die Landbevölke-
rung3 (International Labour Office 2009: 7). Allerdings kann seit dem En-
de der Militärdiktatur 1985 eine gewisse Ausweitung der sozialen und der
Bürgerrechte beobachtet werden:

»The constitution of 1988 would for the first time recognize social
rights as inherent citizenship rights, and such result is indeed the di-
rect product of a broad alliance between opposition parties to the
regime and new social movements that emerged with democratiza-
tion« (Filgueira 2005: 52).4

Die in der Verfassung von 1988 vorgesehene Universalisierung sozialer Si-
cherung erfolgte seither begrenzt und auf niedrigem Niveau. Aufgrund
haushälterischer Grenzen der Leistungen und hinsichtlich der Abdeckung
kann von keiner Universalisierung sozialstaatlicher Leistungen gesprochen

3 An diesen Fällen zeigt sich, dass Ungleichheit nicht nur entlang von ökonomisch
bestimmten Ungleichheiten, also entlang von Klassenlinien und Berufsgruppen,
gedacht werden kann, sondern auch auf sozialem Status, beziehungsweise den Zu-
schreibungen an soziale Merkmale wie Geschlecht, Alter und Hautfarbe, zu beru-
hen scheint.

4 »Die Verfassung von 1988 würde für das erste Mal soziale Rechte als inhärente Bür-
gerrechte anerkennen und dieses Ergebnis ist tatsächlich direktes Produkt einer
breiten Allianz zwischen gegen das Regime opponierenden Parteien und neuen so-
zialen Bewegungen, die mit der Demokratisierung aufkamen.« Übersetzung des
Autors.
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werden. Insbesondere durch die Verknüpfung des Status formeller Arbeit
mit Sozialleistungen auf der einen und den auf Armut ausgerichteten Sozi-
altransferprogrammen auf der anderen Seite bestehen immer noch Gren-
zen der Abdeckung. Die ab 2002 erfolgte Ausweitung formeller Beschäfti-
gung führte zu einer Ausweitung des Systems sozialer Grundsicherung.
Hinzu kam die Anerkennung weiterer Tätigkeitsgruppen, was deren For-
malisierung ermöglichte und erleichterte.

In der Hoffnung auf eine Universalisierung sozialer Absicherung drückt
sich ein in Politik und Wissenschaft weit verbreiteter Modernisierungsan-
satz aus, der sich im Untersuchungszeitraum auch in der Regierungspro-
grammatik Brasiliens wiederfindet (vergleiche Boris 2009). Im Kern wird
hierbei davon ausgegangen, dass es sich bei diesen Veränderungen um eine
weitere Stufe auf der Entwicklungsleiter handelt, auf einem Weg, der an
der Entwicklungsgeschichte europäischer und nordamerikanischer Wohl-
fahrtsstaaten orientiert ist (Fagnani 2005a: xii). Aus dieser Erfahrung abge-
leitet wird angenommen, dass sich die lateinamerikanischen Länder über
ein langanhaltendes Wirtschaftswachstum bei einem ausreichenden Maß
staatlicher Umverteilung in Richtung ihrer Vorbilder im globalen Norden
entwickeln können. Diesem Ansatz folgend wählt die brasilianische Wohl-
fahrtsstaatenforschung Analysemuster und daraus folgend Problemlö-
sungsansätze, wie sie etwa im von Sônia Draibe und Manuel Riesco ent-
worfenes »Twentieth Century Brazilian Developmental Welfare State Mo-
del« nachvollziehbar sind. Dieses »Entwicklungssozialstaatsmod-
ell« charakterisieren die Autoren wie folgt:

»One that has successfully promoted the social incorporation of new
social actors pushed by the industrialization, urbanization and mod-
ernization processes, during the last century – the urban wage-earning
workers and middle-class sectors.« (Draibe 2007: 268).5

Der angesprochene Ansatz Riescos und Draibes orientiert sich an den Ar-
beiten europäischer und nordamerikanischer Wohlfahrtsregimeforschung.
Die Wohlfahrtsregimeforschung nähert sich der Frage der Ungleichheit
von Wohlfahrtsverteilung auf Basis der Arbeiten von Gøsta Esping-Ander-
sen (1990), der die Entwicklung europäischer Wohlfahrtsstaaten anhand
der Kategorien Dekommodifizierung, Stratifikation, sowie der Rolle von

5 »Eines, das erfolgreich die soziale Einbindung neuer sozialer Akteure gefördert hat,
die durch die Industrialisierung, Urbanisierung und dem Modernisierungsprozesse
des letzten Jahrhunderts gefördert wurden – die urbanen Lohnbeschäftigten und
Sektoren der Mittelklasse.« Übersetzung des Autors.

1. Informalität im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Regulierung

18



Markt und Staat in diesen Prozessen untersuchte6, und in die drei Typen
liberal, konservativ und sozialdemokratisch eingeteilt hat. Dieses Schema
wurde in den vergangenen Jahren auch vermehrt auf lateinamerikanische
Länder übertragen (siehe etwa Draibe 2007 für Brasilien und Riesco 2007,
Franzoni 2008 sowie Gough et al. 2004; Wood und Gough 2006 für Latein-
amerika). Somit wird vor allem berücksichtigt, welche Institutionalisie-
rung die sozialpolitischen Systeme und Leistungen aufweisen. Dabei neigt
die Wohlfahrtsregimeforschung zur Typenbildung auf Basis von Kategori-
en, die an den Entwicklungsverläufen des globalen Nordens orientiert
sind. Sie steht so vor der Gefahr, die Entstehung und Reproduktion von
sich different entwickelnden Regimen des globalen Südens zu vernachläs-
sigen.

So soll es dem Staat gelingen, durch gesteuertes Wirtschaftswachstum
eine produktive und zugleich egalitäre Gesellschaftsstruktur zu schaffen.
Dabei wird allerdings vernachlässigt, dass die Integration bestimmter Per-
sonen- und Berufsgruppen in Brasilien mit der Ausgrenzung anderer
Gruppen einherging. Zur Bearbeitung dieser Leerstelle untersucht diese
Arbeit den Verlauf zweier Formalisierungspolitiken dahingehend, ob und
wie Interessen informell Tätiger berücksichtigt beziehungsweise vernach-
lässigt wurden. Denn die Arbeitsgesetze Brasiliens aus den 1930er Jahren
haben im Kern sowohl die Demokratisierungsphase der 1980er Jahre, als
auch die Flexibilisierungswelle der 1990er Jahre überstanden (Capelas, Ne-
to, and Marques 2010, 220). Damit wurden auch Institutionen und Ver-
hältnisse fortgeführt, die zu einer Ausgrenzung informell Tätiger führten,
was im Kapitel 3 ausführlich dargelegt wird. Inwiefern eine Ausweitung
des bestehenden sozial- und arbeitspolitischen Systems vor diesem Hinter-
grund möglich ist, muss zunächst einmal untersucht werden. Die vorlie-
gende Arbeit widmet sich dieser Problemstellung anhand der vergleichs-
weise erfolgreichen Reformen Brasiliens, in deren Folge es zu hohen For-
malisierungsraten kam

Brasilien: Reform der »regulierten« Staatsbürgerschaft?

In Brasilien hat sich die Regulierung von Arbeit im Gegensatz zu Europa
nicht parallel zu einem konsolidierten (männlichen) Arbeitsmarkt ent-

6 Später sollte noch die Kategorie Defamiliarisierung hinzukommen, ebenso wie die
Regimetypen eine Erweiterung um etwa den »südeuropäischen« Typus erfuhren.
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wickelt. Ein »Normalarbeitsverhältnis« nach zentraleuropäischem Vorbild7

hat hier nie für eine Mehrheit der Beschäftigten existiert. Vielmehr wur-
den bestimmte Berufsgruppen durch rechtliche und kollektive Arrange-
ments in Form der Arbeitsgesetze Consolidação das Leis de Trabalho
(CLT) geschützt, während ein großer Teil der Bevölkerung von dieser For-
malisierung ausgeschlossen blieb (Dombois und Pries 2000: 15, 19; Barbo-
sa 2008: 255). Geprägt war diese Regulierung vom desenvolvimentismo,
einem staatlich gelenkten Entwicklungsprojekt, das sowohl die private Ak-
kumulation als auch die Interessen8 der gewerkschaftlich organisierten Be-
schäftigen der wirtschaftlichen Entwicklung unterordnete (Souza 2008:
23). Indem die für die nationale Entwicklung bedeutenden Wirtschaftssek-
toren in das sozialpolitische Regime integriert wurden und zur Prosperität
einiger Teile der Bevölkerung beitrugen, wurde politische Legitimation ge-
schaffen. Boschi (2006) spricht angesichts dieser Charakteristika von einem
staatlichen Korporatismus, der im Gegensatz zum zivilgesellschaftlichen
Korporatismus der skandinavischen Länder auf die direkte Kontrolle des
Arbeitskonflikts abzielt (siehe unten und auch Schmitter 1974: 103). Eine
begriffliche Zuspitzung dieser Verbindung zwischen formeller Arbeit und
sozialen Rechten wurde durch den Begriff der cidadania regulada ent-
wickelt, welche den Zusammenhang zwischen einem ausgefüllten Arbeits-
buch, also einem regulären Arbeitsvertrag und dem Zugang zu sozialer
Absicherung beschreibt (Santos 1979). An dieses Arbeitsverhältnis war
auch die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft gekoppelt, womit eine wei-
tere Folge der cidadania regulada war, dass die politische Vertretung infor-
mell Tätiger selten über diese Organisationsform und insgesamt kaum er-
folgte. Bis heute ist das Fehlen einer politischen Vertretung informell Täti-
ger ein zentrales Problem, dem allerdings kaum wissenschaftlich nachge-
gangen worden ist (Krein und Proni 2010, Antunes 2006, Costa 2005).

Mit der Redemokratisierung von 1988 wurde die Verbindung sozialer
Absicherung mit dem Beschäftigungsstatus verfassungsrechtlich durch die
Etablierung universeller Rechte, unter anderem auf Gesundheitsversor-
gung und Bildung, aufgeweicht (Draibe 2007: 267–268). Allerdings blie-
ben weite Teile der Arbeitsgesetzgebung bestehen und auch eine weiterge-

7 Auch in Europa und Nordamerika war und ist dieses Konzept in vielen Dimensio-
nen unzutreffend, insbesondere hinsichtlich der Arbeitsmarktintegration etwa von
Frauen und ethnischen Minderheiten. Der Begriff dient hier also zur Veranschauli-
chung eines institutionellen Konstrukts der Arbeits- und Sozialpolitik.

8 Die Problematik der Interessenbestimmung wird an späterer Stelle genauer disku-
tiert.
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hende politische Reform wurde nie realisiert, was sich in der immer noch
zentralen Rolle eines formellen Arbeitsverhältnisses für den Zugang zu so-
zialer Wohlfahrt und politischer Repräsentation ausdrückt. Die im tradier-
ten System der cidadania regulada enthaltenen Ausgrenzungsmechanismen
wurden also nur teilweise adressiert und bedeuten für weite Teile der Be-
völkerung weiterhin fehlende soziale Anerkennung und fehlende politi-
sche Repräsentation.

Wie oben angedeutet kam es bisher entgegen den Annahmen von De-
mokratietheorien und auch der Wohlfahrtsregimeforschung nicht zu einer
Überwindung dieser Ausgrenzung. Daher wird hier die Frage gestellt, war-
um demokratische Verfahren in Brasilien nicht dazu führen, dass sich ge-
sellschaftliche und insbesondere Arbeitsverhältnisse hin zu mehr sozialer
Gleichheit verändern. Informalität spielt eine zentrale Rolle für eine Uni-
versalisierung des Zugangs zu sozialer Wohlfahrt. Wie im Folgenden ge-
zeigt wird, geht die existierende Literatur zu diesem Thema vor allem auf
ökonomische und selten auf soziale Aspekte dieses Verhältnisses ein. Fra-
gen an ihre politischen Ursachen werden allerdings nur am Rande verhan-
delt (Fagnani 2005a: x). Zwar wird die zentrale Rolle eines formellen Ar-
beitsverhältnisses für soziale Integration betont, nicht aber die politischen
Ursachen (in)formeller Arbeit untersucht. An dieser Leerstelle knüpft die
vorliegende Arbeit an. Im Kontext außerhalb des globalen Nordens den
Anspruch des Verständnisses von gesellschaftlichen Reproduktionsmecha-
nismen nicht aus den Augen zu verlieren bedeutet dabei, empirisch offen
und mit angepassten Kategorien an die Formalisierungs- und Integrations-
prozesse heranzutreten.
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Theorie und methodische Herangehensweise

Die Vielfalt der Debatten um Informalität sowie der Konzepte von dem,
was als informelle Arbeit gilt, bezeugen die Komplexität dieses Themas.
Um die Qualität der Veränderungen von Informalität und Ungleichheit in
verschiedenen Dimensionen betrachten zu können, werden daher in die-
sem Kapitel ökonomische und soziale Ansätze der Informalitätsforschung
um Fragen zu politischen Aspekten ergänzt. Die zu entwickelnde Hypo-
these lautet dabei, dass Formalisierung durch eine Konvergenz dieser Di-
mensionen entsteht. Dabei orientiert sich dieser Erweiterungsvorschlag an
einer mehrdimensionalen Ungleichheitskonzeption. Mit Verweis auf Nan-
cy Fraser werden neben der ökonomischen Dimension der Umverteilung
noch die Dimensionen der sozialen Anerkennung und der politischen Re-
präsentation berücksichtigt. Anhand von Ver- und Entmarktlichung bezie-
hungsweise der (De)Kommodifizierung von Arbeit werden die drei Un-
gleichheitsdimensionen nach Fraser für die Analyse jener politischen Pro-
zesse nutzbar gemacht, an deren Ende ein mehr oder weniger formalisier-
tes Arbeitsverhältnis steht.

Darüber hinaus wird eine Konkretisierung verschiedener Untersu-
chungsebenen der politischen Formalisierungsprozesse vorgenommen.
Diese sollen helfen, die politische Konfiguration von Informalität und Un-
gleichheit genauer zu erfassen. Um die politischen Prozesse und damit die
Frage nach den Ursachen der Veränderung von Ungleichheit erfassen zu
können, wird Frasers Ansatz operationalisiert. An die von ihr angesproche-
nen Ebenen der ökonomischen Strukturen, politischen Institutionen und
gesellschaftlichen Diskurse anknüpfend werden die Machtressourcen ver-
schiedener Akteure und die Pfadabhängigkeiten politischer Prozesse unter-
sucht. So können neben der abstrakteren Untersuchung der Konstellation
von Ungleichheitsdimensionen auch die konkreten Veränderungsursachen
mitberücksichtigt werden.

Da diese veränderten Ungleichheitsverhältnisse im Fall Brasilien bisher
nicht verbunden betrachtet wurden, wurde noch keine Kontextualisierung
einer solchen mehrdimensionalen Untersuchung vorgenommen. Mit dem
Ornitorrinco-Ansatz Francisco de Oliveiras im Hinterkopf ist es daher not-
wendig, empirisch offen an die politischen Prozesse heran zu treten, um
diese zunächst kontextualisiert zu erfassen und erst in einem zweiten
Schritt zu kategorisieren. Oliveiras strukturalistischer Ansatz soll so erwei-
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tert werden, dass auf die politisch konfigurierten Ungleichheitsdimensio-
nen des »Schnabeltiers« Brasilien empirisch offen eingegangen wird.

Datengrundlage für die Untersuchung sind einerseits Experteninter-
views, die während zwei Forschungsaufenthalten in den Jahren 2012
und 2014 geführt wurden. Andererseits wurden Datenbanken ausgewertet.
Neben den aggregierten Zahlen des IBGE zur brasilianischen Wirtschafts-
und Sozialstruktur diente die Datenbank des brasilianischen Parlaments
als Grundlage, um die Verläufe von Gesetzesprojekten auszuwerten. Die
Dokumentation des zeitlichen Ablaufs sowie der Protokolle der parlamen-
tarischen Debatten und der Eingaben zum Gesetzgebungsverfahren, er-
gänzt um die geführten Experteninterviews, ermöglichen es, den politi-
schen Prozess nachzuvollziehen. Anhand dieser Daten werden die Geset-
zesänderungen idealtypisch mit dem Modell des Politikzyklus klassifiziert,
und etwaigen Pfadabhängigkeiten kann nachgegangen werden. Ob und
wie diese überwunden werden, deutet auf bestehende Machtverhältnisse
und -ressourcen hin. Hierzu werden in Kapitel 3 aggregierte Daten zur
Wirtschaftsentwicklung Brasiliens vorgestellt, die in Kapitel 4 um politi-
sche Durchsetzungsmöglichkeiten ergänzt werden. Indikatoren wie der
Organisationsgrad der untersuchten Tätigkeitsgruppen werden vorgestellt
wie auch Pfadabhängigkeiten in Institutionen. Der Modus des politischen
Aushandelns und Veränderns deutet dann auf die Ausgestaltung der Fra-
serschen Konzeption von Anerkennung, Repräsentation und Umvertei-
lung hin. Letzteres wird durch die Analyse der Dekommodifizierungswir-
kung von Gesetzen untersucht, indem sozioökonomische Daten aus jähr-
lich stattfindenden Haushaltsbefragungen (PNAD) herangezogen werden. 

Perspektiven auf Informalität

Die so genannte »informelle Ökonomie« oder »Informalität« wird seit den
1970er Jahren aus mehreren analytischen Perspektiven und mit unter-
schiedlichen Problemverständnissen und -definitionen bearbeitet, wobei
der fehlende Zugang zu sozial- beziehungsweise arbeitspolitischen Absi-
cherungen und Leistungen hierbei als eines ihrer Kernmerkmale gesehen
wird (Chen 2005). Derart gekennzeichnete Teile der Wirtschaft wurden
zunächst unter dem Begriff des »informellen Sektors« gefasst. Dieser geht
auf ein seit den 1970er Jahren existierendes Konzept (Hart 1970, 1973; ILO
1972a) zur Umschreibung von Arbeits- und Produktionsbedingungen ein,
die als Gegensatz zum formellen, meist männlich dominierten »Normalar-

2.1.
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beitsverhältnis« gedacht werden9. Chen teilt die Informalitätsforschung in
drei Schulen ein (Chen 2005: 4): Erstens die »Dualisten«, die Informalität
als separaten Sektor neben dem formellen Sektor sehen, der aufgrund aus-
bleibender Wirtschaftsentwicklung und eines Unterangebots an regulären
Arbeitsplätzen entsteht (siehe Programa Regional del Empleo para Améri-
ca Latina y el Caribe - PREALC 1978) und als informeller Sektor zur Über-
lebensökonomie der »Marginalisierten« wird (ILO 1972b; Sethuraman
1976; Tokman 1978). Zweitens die Strukturalisten, die besonders auf das
subordinierte Verhältnis des informellen Sektors gegenüber dem formel-
len abheben und davon ausgehen, dass ersterer durch deregulierte und pri-
vate Unterstützungsleistungen die Verwertungsbedingungen auf letzterem
(vor allem durch niedrige Arbeits- und Lohnkosten) garantiert bzw. er-
möglicht wird (Moser 1978; Portes et al. 1989). Und drittens die liberale
Sichtweise, die Informalität als Ausdruck und »kreatives« Mittel gegen
staatliche Überregulierung sieht (Soto 1989). Damit wurde die Konzeptua-
lisierung des informellen Sektors über die Jahre von einem dualistischen
»Auffangbecken«, beziehungsweise als strukturalistische »Akkumulations-
stütze«, beziehungsweise als legalistisches »Ausweichen« mehrmals verän-
dert und umgedeutet.

Erst mit der ILO-Statistikerkonferenz 2002 wurde der Versuch einer Ver-
einheitlichung von Indikatoren unternommen und aus diesem Impuls
konnte sich dann auch das neue Konzept der »informellen Ökonomie«
entwickeln. Dieser Begriff sollte die Heterogenität informeller Tätigkeiten
sowie deren Verbindungen mit formell ablaufenden Tätigkeiten verdeutli-
chen. Er umfasste

»all economic activities that are - in law or practice - not covered or in-
sufficiently covered by formal arrangements« (ILO 2002: 53).10

Die definitorische Schärfe dieser Kategorisierung hat leider nicht zuge-
nommen. Das ohnehin schon schwer zu fassende Konzept der informellen
Arbeit wurde dadurch also noch breiter, nicht aber unbedingt genauer.
Dementsprechend viele Indikatoren für informelle Arbeit finden sich in
der Literatur, wobei zuletzt die Fragen nach dem Zugang zu Systemen so-
zialer Absicherung, aber auch der Zugang zu Krediten und zu Organisatio-
nen kollektiver Interessenvertretung stärker an Gewicht gewonnen haben.

9 Angesichts der hohen Informalitätsraten in Brasilien von einem Normalarbeits-
verhältnis zu sprechen ist empirisch und theoretisch problematisch.

10 »alle ökonomischen Aktivitäten die – per Gesetz oder Praxis – nicht oder nur un-
zureichend von formellen Regelungen abgedeckt sind.« Übersetzung des Autors.
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Dennoch wird auch häufig noch nach der Einkommenshöhe, der Unter-
nehmensgröße (wobei angenommen wird, dass in Entwicklungs- und
Schwellenländern Unternehmen mit weniger als fünf Beschäftigten gene-
rell informell sind) und dem Bildungsniveau gefragt, wobei sich auch die
prekäre Datenlage in der Auswahl der Indikatoren niederschlägt (Gui-
marães 2012). Heute hat sich das Konzept der »informellen Ökonomie«
oder »Informalität« breit durchgesetzt. Die Vielgestaltigkeit von Informali-
tät sowie der politischen Antwortmöglichkeiten hierauf haben jedoch kei-
neswegs zur Einigung im Umgang mit derselben geführt.

Ansätze zur Informalität, wie sie in der Literatur zur Wohlfahrtsregime-
entwicklung gefunden werden, betrachten die Wirkung sozial- und ar-
beitspolitischer Strukturierung nur am Rande, indem sie Informalität wei-
terhin als Ausweichen der informell Tätigen (wie die liberale Interpretati-
on von Informalität), oder als strukturelles Problem der Arbeitsmärkte
(wie die dualistischen und strukturalistischen Ansätze) interpretieren, sel-
ten aber als Ergebnis konkreter Sozial- und Arbeitspolitik (Chen 2005).

Wenn Autoren aus dualistischer Richtung einen Vorstoß in Richtung
der Arbeitspolitik wagen, läuft dies häufig auf theorieimmanente Vorschlä-
ge hinaus: Tokman (2007a) etwa schlägt vor, den in seinen Augen existie-
renden Dualismus der Arbeitsmarktstruktur anzuerkennen und für den in-
formellen Sektor eine eigenständige Regulierungs- und Repräsentations-
struktur zu schaffen. So wird eine Reformnotwendigkeit der sozialen Si-
cherungssysteme ausgemacht, die mit dem ökonomischen Dualismus be-
gründet wird. Inwiefern damit die Voraussetzungen für einen dualisti-
schen Arbeitsmarkt erst politisch geschaffen werden, wird nicht themati-
siert. Gleichwohl merkt der Autor dabei an, dass ein solcher Schritt vor po-
litischen Umsetzungshürden stehe, da eine solche Parallelstruktur zur Re-
duktion der Arbeitsstandards führen könnte (Tokman 2007b). So wird
zwar die Ursachenkomplexität von Informalität angesprochen, nicht aber
in die Analyse und in die politischen Empfehlungen aufgenommen.

Ein alternativer Ansatz zu dieser ökonomisch begründeten Betrachtung
findet sich bei der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO 2013). Mit der
Kategorisierung informeller Arbeitsverhältnisse unter dem Begriff der In-
formellen Ökonomie wurde die Empfehlung formuliert, einen Ansatz in
der Informalitätsbekämpfung zu verfolgen, der auch sozial- und arbeitspo-
litische Maßnahmen beinhaltet (Chen 2005). Dies lässt sich in den Emp-
fehlungen für politische Maßnahmen der Inklusion informell Tätiger
nachvollziehen. Die ILO etabliert einen Empfehlungskatalog, in dem sie
folgende Elemente verbindet:
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– Wachstumsstrategien
– Der regulatorische Rahmen
– Sozialer Dialog, Organisation und Vertretung
– Gleichheit fördern und Diskriminierung behandeln
– Maßnahmen zur Förderung des Unternehmertums
– Ausweitung sozialer Absicherung
– Lokale Entwicklungsstrategien (ILO 2013)11

Mit diesem umfassenden Empfehlungsgerüst sollen nunmehr auch all jene
Beschäftigungsformen sozial integriert werden, deren Arbeitsverhältnis
und -bedingungen nicht den gesetzlichen Regulierungen entsprechen. In-
formalität wird somit einerseits anhand von Inklusion und Exklusion in
die sozialen Sicherungssysteme gemessen, womit deren Konstituierung
stärkere Beachtung erfährt (insbesondere das »regulatory framework«). An-
dererseits werden aber auch die politischen Einflussmöglichkeiten infor-
mell Tätiger berücksichtigt, indem explizit auf die politische Vertretung
und Organisierung eingegangen wird. Das Problemverständnis der ILO
hat sich also von einem ökonomisch geprägten zu einem vielschichtigen
gewandelt (vergleiche auch Cazes und Verick 2013).

Wenngleich diese Ausdifferenzierung der Policy-Empfehlungen sinnvoll
erscheint, bleiben jedoch die theoretischen Grundlagen dieses Ansatzes
unklar. Vielmehr dienen erfolgreich durchgeführte Formalisierungsvorha-
ben als Vorlage dieser Empfehlungen, also eine Orientierung an »best-prac-
tice«-Beispielen. Damit wird die Reproduktion von Informalität und Un-
gleichheit über das Zusammenspiel politischer, ökonomischer und sozio-
struktureller Mechanismen zwar angesprochen und in Politikempfehlun-
gen überführt. In welchem Verhältnis diese Mechanismen zueinander ste-
hen und was dies über gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsverhältnis-
se aussagt wird weitgehend ignoriert. Der Generalisierungsanspruch des
ILO-Ansatzes ist aus politischer Sicht reizvoll, aus wissenschaftlicher Sicht
stellt sich aber die Frage, von welchen Voraussetzungen die einzelnen Poli-
tikempfehlungen ausgehen und unter welchen Umständen sie tatsächlich
zur versprochenen Formalisierung führen. Bei der Untersuchung einer sol-
chen Konstituierung von Informalität ist zu berücksichtigen, in welchem
Kontext sie entsteht. Neben der Frage, was getan werden kann, um Infor-
malität zu reduzieren, stehen immer noch die Fragen des wer, wo, wie und
warum von Informalität betroffen ist im Raum.

11 Übersetzung des Autors.
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Wird der ILO-Vorschlag derart betrachtet, werden diverse Probleme
deutlich. Zwar wird mit den ILO-Forderungen implizit davon ausgegan-
gen, dass demokratische Verfahren eventuell vorhandene, institutionali-
sierte Ursachen von Ungleichheit überwinden können. Ähnlich zum öko-
nomischen Determinismus, nach dem ökonomisches Wachstum zu einer
»Modernisierung« des Arbeitsmarktes führen kann, wird so den politi-
schen Institutionen ein Veränderungspotential zugeschrieben, welches de-
ren Möglichkeiten und Funktionen gegebenenfalls übersteigt. Denn dabei
wird verkannt, dass die historisch tradierten, existierenden lokalen Institu-
tionen und politischen Systeme keineswegs neutral, sondern das Ergebnis
eines historischen Prozesses sind, der für eine wissenschaftliche und politi-
sche Bearbeitung des Phänomens Informalität berücksichtigt und be-
stimmt werden muss. Anknüpfungspunkte für einen solchen, stärker auf
lokale Besonderheiten eingehenden Ansatz finden sich im Anschluss an
die Diskussionen um die cidadania regulada in der brasilianischen Literatur
zur Informalität.

Brasilianische Informalitätsforschung

Auch in Brasilien wird die informelle Ökonomie kontrovers diskutiert, al-
lerdings unter dem ebenfalls nicht eindeutig definierten Begriff der infor-
malidade, die hier als »Informalität« übersetzt wird. Die ihr zugehörigen
Gruppen werden leicht abweichend zur ILO-Definition bestimmt: Eigen-
tümer kleiner Unternehmen, Selbstständige, Selbstversorger, Freiwillige
(in NGOs und im sozialen Bereich), sowie Beschäftigte ohne Arbeitsver-
trag (Krein und Proni 2010: 27). Seit den 1990er Jahren kommen zu diesen
»traditionellen« informell Tätigen »neue« Formen von Informalität hinzu,
die durch Arbeitsmarktliberalisierung entstanden sind. Neue Informalität
zeichnet sich ebenfalls durch (nunmehr) fehlenden Zugang zu staatlichen
Leistungen und Sicherungsmechanismen aus, die mit einem formellen Ar-
beitsplatz verbunden sind12. Sie manifestiert sich in Scheinselbstständig-
keit, ausgelagerter Arbeit, die durch Outsourcing in die Informalität ge-
zwungen wurde, Endlospraktika sowie befristete Anstellungen (Krein und
Proni 2010: 28, Antunes 2009). Mit einer solchen Ausweitung der Defini-

12 Filgueiras, Druck und Amaral 2004 schlagen eine alternative Klassifizierung vor,
die sich an den Kriterien »fordistische”, also ehemals durch sozial- und arbeitspo-
litische Regulierung abgesicherte, und »nicht-fordistische” Aktivitäten, die unre-
guliert waren und sind, orientieren.
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tion wird die Problematik von zunehmender Prekarisierung bestehender,
formeller Beschäftigungsverhältnisse und ihr Verhältnis zur Informalität
aufgeworfen. Wie zu zeigen ist, wird nicht immer zwischen Informalität
und Prekarität unterschieden, was nicht zuletzt an den schwer greifbaren
Konzepten selbst liegt. Neben Definitionsunterschieden liegen so auch in
Brasilien verschiedene Perspektiven auf Informalität und ihre Ursachen
vor, die zum Teil die internationalen Debatten wiederspiegeln, zum Teil
über diese hinausgehen. Insbesondere jene Ansätze, die auf kontextspezifi-
sche, politische und soziale Ursachen von Informalität eingehen sind dabei
von Interesse, um die theoretische Fundierung des Umgangs mit Informa-
lität zu erweitern.

Die liberale Perspektive

Bei der Bestimmung der Ursachen von Informalität herrscht in Brasilien
ebenso wenig Einigkeit, wie dies auf internationaler Ebene beobachtet
werden kann. Vertreter des wirtschaftsliberalen Ansatzes sehen im infor-
mellen Sektor eine Reaktion von nutzenoptimierenden Individuen, die
sich dem Zugriff staatlicher Regulierung entziehen. Sie führen an, dass der
Arbeitsmarkt rigide, die Steuern im regionalen Vergleich hoch und die
staatlichen Leistungen in Form von Infrastruktur und öffentlichen Dienst-
leistungen schlecht seien. Der so entstandene custo Brasil zeige sich als poli-
tischer Begriff nicht nur in einer Zurückhaltung der Investitionen, son-
dern auch im Ausweichen der Individuen aus formellen Arbeitsverhältnis-
sen. Die Kosten von Informalität werden in der Bestrafung bei Entdeckung
der illegalen Tätigkeit, dem fehlenden Zugang zu staatlichen Leistungen
wie Rechtssystem und Polizei sowie insbesondere im erschwerten Zugang
zu Krediten, also einer Verunsicherung und Akkumulationsverhinderung
gesehen. Aus dieser Perspektive bedeutet Informalität für die Beschäftigten
die Vermeidung von Abgaben und Steuern einerseits, andererseits aber
auch fehlende Absicherung und Unterstützung durch staatliche Systeme
der sozialen Sicherung. Dies drückt sich auch in einer Instabilität der Ar-
beitsverhältnisse sowie einer im Vergleich zu formell Beschäftigten erhöh-
ten Armutsgefahr aus (Ulyssea 2008: 526).

Die Untersuchung verschiedener Dimensionen von Ungleichheit wird
mit dieser Perspektive erschwert. Denn Unterschiede in den? Ungleichbe-
handlungsursachen wie sie etwa in Zuschreibungen an Geschlecht oder
Hautfarbe zu beobachten sind, werden zwar in politischen oder gesell-
schaftlichen Prozessen gesucht. Indem aber staatliche Institutionen allein
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als Ursache für diese Verhältnisse dargestellt werden, können soziale Aus-
grenzungsmechanismen wie rassistische Ressentiments und gesellschaftli-
che Kräfteverhältnisse nicht berücksichtigt werden.

Eine Unterscheidung zwischen neuer und alter Informalität wird aus
dieser Perspektive nicht vorgenommen, da sie in jedem Falle als Antwort
auf Arbeitsmarktregulierung verstanden wird. Die Segmentierung des Ar-
beitsmarktes wird hier als Ausdruck institutioneller und politischer Praxis
verstanden:

»Do ponto de vista teórico, dois tipos de segmentação no mercado de
trabalho são comumente identificados: o primeiro é aquele que resulta
de diferenças tecnológicas e/ou de poder de mercado entre as firmas; o
segundo tipo é de natureza institucional, consequência da legislação
trabalhista e/ou da presença de sindicatos [...]« (Ulyssea 2006: 602).13

Politische Maßnahmen gegen Informalität und Segmentierung müssen
entsprechend des theorieimmanenten Vertrauens in Marktmechanismen
auf die Regulierung einwirken.

Nachdem liberale Empfehlungen eine Hochphase während der 1990er
Jahre hatten, verloren sie ab dem Regierungswechsel 2003 insbesondere im
Bereich der Sozial- und Arbeitspolitik in Brasilien an Einfluss, ohne jedoch
ganz von der Agenda zu verschwinden. Ihre Wirkungsmächtigkeit zeigt
sich in den andauernden Debatten um Outsourcing und »terceirização«
(Krein 2013).

Aus dieser Perspektive wird die Ursache von Informalität allerdings auf
eine ökonomische Dimension begrenzt, deren sozialer und politischer
Kontext nur in Abhängigkeit von der ökonomischen Logik verstanden
werden kann (und soll). Es wird auf die Wirkungskraft des Marktes verwie-
sen, dessen Mechanismen zu einem bestmöglichen Arbeitsmarktgleichge-
wicht führe. Ein solcher Ansatz entspricht weder den best-practice-Ansätzen
der ILO, noch trägt er zur Untersuchung der politischen Ursachen von In-
formalität bei. Denn die Forderung nach »weniger Staat« definiert für sich
genommen noch nicht, welche Art von Regulierung übrigbleiben muss

13 »Aus theoretischem Standpunkt aus werden üblicherweise zwei Typen der Seg-
mentierung auf dem Arbeitsmarkt identifiziert: Der erste ist jener, der aus tech-
nologischen Unterschieden und/oder der Markmacht zwischen den Unterneh-
men resultiert; der zweite Typ ist institutioneller Natur, Konsequenz der Arbeits-
gesetzgebung und/oder der Anwesenheit von Gewerkschaften.« Übersetzung des
Autors.
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und warum genau diese dann, empirisch begründet, zu mehr formeller Be-
schäftigung und Gleichheit führen soll.

Cepalismo und desenvolvimentismo

Weitere Debatten um Informalität weisen auf Unterschiede der Entwick-
lung zwischen kapitalistischer Peripherie und Zentrum hin. Die Spezifika
dieser Entwicklungsformen, die sich auch in den Charakteristika der inter-
nen Arbeitsmärkte wiederspiegeln, wurden aus verschiedenen Perspekti-
ven untersucht:

Den ersten umfassenden theoretischen Ansatz, der sich diesem Zusam-
menhang widmete, formulierten die sogenannten »Strukturalisten«. Sie
beziehen sich auf den Dualismus zwischen »modernen« und »traditionel-
len« Sektoren, die in einem zueinander gegensätzlichen Verhältnis gedacht
werden und beziehen dies dann auf die Art der Weltmarkteinbindung.
Durch die internationale Arbeitsteilung ergibt sich aus dieser Perspektive
eine strukturell schwächere Rolle für jene Länder (»Peripherie«), in denen
ein »moderner« Industriesektor eine relativ geringe Rolle spielt. Da kapi-
talintensive Güter meist aus den Ländern des »Zentrums« importiert wer-
den müssen, führt diese Arbeitsteilung zu Nachteilen für die peripheren
Länder. Der vorhandene moderne Sektor in der Peripherie ist dabei durch
seine Exportorientierung und hohen Produktivitätsstandards geprägt, die
mit geringem Arbeitskräftebedarf einher gehen, während der traditionelle
Sektor für weite Bereiche der Bevölkerung zur Existenzsicherung dient.
Aufgrund dieser subsistenzsichernden Funktion wurde dieser Sektor auch
als »marginalisiert« bezeichnet (Furtado 1970).

Begrifflich lässt sich diese sektorale Trennung als »strukturelle Heteroge-
nität« lateinamerikanischer Wirtschaftsweisen fassen. Der Begriff wurde ab
den 1950er Jahren von der CEPAL unter Raúl Prebisch (1949) eingeführt
und beschrieb zunächst die Unterschiede zwischen einem sich industriali-
sierenden, exportorientierten Sektor und einem auf Primärgütern der
Landwirtschaft basierenden Sektor. Durch die Einbindung in den Welt-
markt komme es zur beschriebenen Ausdifferenzierung der Produktion zu
Ungunsten peripherer Länder. Diese Vielgestaltigkeit und gleichzeitige
Trennung der Sektoren war für Prebisch ein zentrales Merkmal peripherer
Gesellschaften. Dabei wurde in früher strukturalistischer Perspektive da-
von ausgegangen, dass diese Aufteilung in Sektoren zu einer dualistischen
Wirtschaftsordnung führt.

2. Theorie und methodische Herangehensweise

30



Für die frühen Strukturalisten ist eine so genannte »Überschussbevölke-
rung« aus »Marginalisierten«, die aufgrund der geringen Produktionskapa-
zitäten nicht beschäftigt werden (können) ein zentrales Merkmal der peri-
pheren Bevölkerungsstruktur14. Industrialisierung und Kapitalakkumulati-
on werden dabei als durch die Abhängigkeit von den schon industrialisier-
ten Ländern geprägt gedacht, worin auch der Ausweg gesehen wurde.
Durch staatliche Nachfragesteuerung und Regulierung der Produktion
könne der Staat einen Entwicklungsprozess anstoßen, den »modernen«
Sektor ausweiten und so gleichsam das Modell der Unterentwicklung in
eine moderne Form überführen. Die »marginalisierten« und vom moder-
nen Produktionssektor ausgeschlossenen Bevölkerungsteile sollen so in die
formelle Wirtschaft und die Gesellschaft integriert werden.

Spätere Literatur, die sich auf die Schriften der CEPAL bezieht, gibt
zwar das Modell der strukturellen Heterogenität nicht auf. Allerdings wird
hier dem »marginalisierten« Sektor der Wirtschaft eine Auffangposition
zugesprochen, der aufgrund eines Überangebots von Arbeitskräften ent-
steht. Gleichzeitig wird hier der informelle Sektor als ein (untergeordne-
ter) Teil der formellen Produktionsweisen betrachtet, wobei er sich in un-
terschiedliche Segmente ausdifferenziert, je nachdem wie sich das Verhält-
nis eines Segmentes zum formellen Bereich darstellt (Sethuraman 1976,
1981; Tokman 1978, 2007a, 2007b).

Portes und Castells (1989) gehen nicht mehr von vollständig getrennten
Sektoren aus, da Durchlässigkeit zwischen beiden beobachtet werden
kann. Allerdings verstehen sie die informelle Ökonomie weiterhin als »un-
regulated by the institutions of society in a legal and social environment in
which similar activities regulated« (Portes et al. 1989: 12) und gehen so da-
von aus, dass es in der informellen Ökonomie und entsprechender Arbeit
keine staatliche Regulierung gebe.

Modernisierung auf Basis eines Modells der »Unterentwicklung« findet
aktuell wichtige Vertreter in Luiz Gonzaga Belluzzo (Belluzzo 2013) sowie
João Manuel Cardoso de Mello (Mello 1995). Neben diesen Ansätzen kann
ein weiterer, sich jedoch stärker auf nationalstaatliche Aspekte konzentrie-
render Ansatz ausgemacht werden. Insbesondere Luiz Carlos Bresser-Perei-
ra (Bresser-Pereira 2010) vermischt den Optimismus cepalinischer Ansätze
bezüglich einer staatsinduzierten Entwicklung mit der Diagnose, dass es

14 Aufgrund dieser Trennung in einen kapitalistisch organisierten, hoch produkti-
ven und exportorientierten Sektor im Gegensatz zu einem auf Subsistenz, gerin-
ger Produktivität und auf lokale Versorgung ausgerichteten Sektor wird der An-
satz auch als »dualistisch« bezeichnet.
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innerhalb der brasilianischen und lateinamerikanischen Eliten einen struk-
turell bedingten Wiederstand gegen Industrialisierung und »Modernisie-
rung« gebe. Als politische Lösung wird der Staat als Akteur und ein »gemä-
ßigter Nationalismus« angerufen, der in Form eines starken Nationalstaa-
tes die Industrialisierung und damit eine Veränderung der Akkumulati-
onsweise herbeiführen könne. Empirisch lässt sich eine solche Entwick-
lung allerdings nicht beobachten. An diesem Umstand setzt die im nächs-
ten Punkt beschriebene Dependenztheorie an, die allerdings wie die cepa-
linische Perspektive nicht explizit auf Informalität eingeht.

Informelle Aktivitäten werden in der Perspektive der CEPAL weiterhin
von der Produktionsstruktur her gedacht. Unterschiedliche informelle
Sektoren und Segmente existieren somit analog zur heterogenen Wirt-
schaftsstruktur Brasiliens. Aus dieser ergeben sich die großen Unterschiede
in Bezug auf Produktivität und Einkommen sowie auf die Arbeitsbedin-
gungen (Cacciamali 2000: 156). Diesem Verständnis folgend versteht etwa
Maria Christina Cacciamali (1982) den informellen Sektor als nicht-kapita-
listisch. Er ist ihrer Meinung nach den kapitalistischen Aktivitäten zwi-
schengeordnet und von dessen Entwicklungen beeinflusst, folgt aber einer
eigenen Logik.

An dem ILO-Konzept der »informellen Ökonomie« kritisiert Cacciamali
unter Berufung auf die CEPAL und Victor Tokman, dass es die strukturel-
len Gründe, die sich in der früheren Debatte um die dualistische Gestalt
und ökonomisch-strukturellen Gründe der peripheren Arbeitsmarktstruk-
tur zeigten, vernachlässigt und sich durch den Fokus auf die soziale Absi-
cherung einschränkt. Analysen mit dem Konzept der informellen Ökono-
mie als Referenzrahmen, die sich vornehmlich der arbeits- und sozialpoliti-
schen Regulierung dieser Tätigkeiten beziehungsweise der Nicht-Anwen-
dung dieser Regulierung als Gegenstand bedienen, gilt der Vorwurf, sie
missachteten die Besonderheit des peripheren Kontextes, weil sie keine
eindeutige Trennschärfe zwischen den Sektoren definierten (Cacciamali
2000: 156). Dabei sieht Alexandre Barbosa sogar die Gefahr, dass durch
den Fokus auf Informalität eine neue Form des »kulturellen Kolonialis-
mus« entsteht, wenn die Informalität in entwickelten Ländern mit denen
der unterentwickelter Länder auf eine Stufe gestellt wird, ohne eben die
strukturellen Unterschiede dieses Kontextes zu berücksichtigen (Barbosa
2011: 28)15. In diesem Sinne schlägt er vor, auf den reichen Wissensschatz

15 Zu diesem Vorwurf siehe auch die unten wiedergegebene Diskussion brasiliani-
scher Soziologen um Prekarität.
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der lateinamerikanischen Entwicklungsdebatte zurück zu greifen und mit
diesem das Konzept der informellen Ökonomie analytisch zu schärfen.

Im cepalinischen Verständnis kann Informalität dann als ein spezifi-
scher Ausdruck der Weltmarkteinbindung Brasiliens verstanden werden.
Innerhalb der »Überschussbevölkerung« existieren unterschiedliche Seg-
mente, die mal näher am produktiven Kern der Produktion, mal weiter
entfernt liegen. Dabei spielen gerade die Verbindungen unterschiedlicher
Sektoren der Informalität zu den als kapitalistisch bestimmten Sektoren
eine wichtige Rolle. Denn aus dieser Verbindung lässt sich herauslesen,
um was für eine Art von Informalität es sich handelt: Entweder um einen
an die kapitalistische Produktion angebundenen und damit als »illegal« zu
bezeichnenden Teil, oder aber um den Ausdruck struktureller Eigenschaf-
ten einer »unterentwickelten« Ökonomie (Barbosa 2011), siehe auch (No-
ronha 2003). So hilfreich diese Anmerkung erscheint, ist damit dennoch
nicht geklärt, wie soziale und politische Ordnungen neben ökonomischen
Einflüssen auf das Entstehen von Informalität im brasilianischen und la-
teinamerikanischen Kontext wirken. Außerdem wird durch das Beharren
auf strukturalistischen Argumenten als alleiniger Ursache und Lösung von
Informalität der Blick auf weitere Ungleichheitsdimensionen verstellt16.

Dass jedoch auch in diesem Kontext Veränderungen möglich sind, hat
zwischenzeitlich Maria Christina Cacciamali betont. Sie hält fest, dass In-
formalität nicht mehr als Zustand, sondern als »Prozess der Informalität«
gedacht werden muss. Dieser Begriff beschreibt die Veränderungen im Zu-
gang zu sozialer Absicherung in Abhängigkeit von einer zunehmend libe-
ralisierten Produktionsweise, die sich ab den 1980er Jahren entwickelt ha-
be. Denn auch in Brasilien könne durch Reorganisation und Deregulie-
rung der Produktionsweise einmal erreichte Absicherung wieder in Frage
gestellt werden (Cacciamali 2000: 163). Dabei geht sie allerdings vor allem
auf die Formen der Prekarisierung von bisher formellen Arbeitsverhältnis-
sen ein. Dass die in jüngerer Zeit aufkommenden »neuen« Formen der In-
formalität im Sinne eines »Prozesses der Informalität« nicht nur auf öko-
nomischen Grundlagen, sondern auch auf politischen und sozialen Prozes-
se aufzubauen scheinen, wird nicht auf die »alte« Informalität projiziert17.

Mit zunehmendem Wirtschaftswachstum in Brasilien ab 2006 stieg die
Formalisierungsrate an und die Debatten um Informalität kehrten zu
einem reineren Strukturalismus zurück: Indem sich ökonomische Umver-

16 Eine mehrdimensionale Alternative hierzu wird in Kapitel 2.2. entworfen.
17 Was auch für die Debatte der »neuen« und »alten« Informalität zutrifft, siehe

Krein und Proni 2010.
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teilung und die Schaffung von Arbeitsplätzen einstellten, rückte die Mög-
lichkeit der Überwindung eines Arbeitsmarktdualismus wieder in den
Vordergrund der Debatten (Cacciamali 2011). Angesichts dieser wirt-
schafts- und sozialpolitischen Rückbesinnung auf strukturalistische Politi-
ken verwundert es wenig, dass auch das Konzept der strukturellen Hetero-
genität wieder zunehmend rezipiert wurde:

»Esta heterogeneidad no se supera con políticas redistributivas como
las transferencias directas a los hogares, sino que es necesario orientar
estas transferencias para que surtan un impacto positivo en las capaci-
dades productivas de las personas, así como también es necesario inver-
tir en la estructura productiva para mejorar la oferta laboral« (CEPAL
2010: 46).18

Implizite Annahme dieses Arguments bleibt dabei eine ökonomisch-struk-
turalistische. Indem die Inklusionsmöglichkeiten des (modernisierten)
Entwicklungsstaates zur Überwindung von Ungleichheit führen, werden
die »marginalisierten« Bevölkerungsteile in das bestehende soziale Siche-
rungsregime aufgenommen. Die politische und soziale Seite der Informali-
tätsgenerierung wird so weiterhin ignoriert beziehungsweise durch die Ein-
schätzung ersetzt, dass Wirtschaftswachstum und staatliche Regulierungs-
instrumente derart wirken, dass »moderne« Vergesellschaftungsformen
entstehen19. Neuere Forschung weist jedoch darauf hin, dass die informel-
le Ökonomie eben kein staatsfreier Raum ist, sondern auch hier ökonomi-
sche Entwicklungsmodelle, Rechtsprechung, staatliche Durchsetzungsfä-
higkeit sowie Arbeits- und Sozialpolitiken konstituierend wirken (Chen
2005, Fernández-Kelly und Shefner 2006, für Brasilien Theodoro 2000, Bo-
si 2008).

Die zentrale Schwäche der cepalinischen Annahme bleibt somit, dass
auf Basis eines Stufenmodells die Entwicklung der lateinamerikanischen
Länder zwar als eigenständiger Pfad verstanden wird, die Determinanten
der Pfadbeschreibung allerdings hauptsächlich in den ökonomischen
Strukturen gesucht werden, beziehungsweise eine staatszentrierte (Wachs-

18 Diese Heterogenität wird nicht mit redistributiven Politiken wie den direkten
Transfers an Haushalte überwunden, sondern es ist notwendig, diese Transfers
derart zu gestalten, dass sie einen positiven Einfluss auf die produktiven Kapazitä-
ten der Personen entfalten, genauso wie es auch notwendig ist, in die produktive
Struktur zu investieren um das Arbeitsangebot zu verbessern.«

19 Eine politikwissenschaftliche Erweiterung dieser Ansätze findet sich unter ähn-
lich optimistischen Annahmen über die Rolle des Staates bei Ávila Gomide et al
2014. Auf diesen Ansatz wird in späteren Kapiteln genauer eingegangen.
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tums)Lösung propagiert wird. Regionale Vergleiche der Wohlfahrtsre-
gimeentwicklung wie etwa von Haggard und Kaufmann (2008) zeigen,
dass die Varianz zwischen Entwicklungspfaden nicht durch ökonomische
Faktoren allein erklärt werden kann. Die Autoren plädieren daher auch
für die Berücksichtigung politischer Faktoren, wenn Inklusionsprozesse
untersucht werden sollen.

Dependenztheorie

Eine alternative Sichtweise zum modernisierungstheoretischen Ansatz der
CEPAL entwickelte die Dependenztheorie. In Brasilien erlebte diese in der
jüngeren Debatte um Entwicklung eine kritische Wiederbelebung (Car-
canholo 2013, Almeida Filho 2013). Mit der Dependenztheorie wurde die
Verbindung von kapitalistischer Akkumulation mit Elementen »ursprüng-
licher Akkumulation« als ein Spezifikum der lateinamerikanischen und
brasilianischen Akkumulationsweise ausgemacht. Wie die CEPAL betrach-
tet die Dependenztheorie die Verbindung von Sektoren, die von hoher
Produktivität bei gleichzeitig geringen Löhnen geprägt sind, mit Sektoren,
die Primärgüter für den Export herstellen und dabei eine geringe Produk-
tivität aufweisen. Auch hier wird dieser Akkumulationsmodus, der auf
mehreren Produktionsweisen basiert, daher als »strukturell heterogen« be-
zeichnet (Senghaas 1977).

An den cepalinischen Ansätzen wird jedoch kritisiert, dass die Art der
Weltmarkteinbindung in ihren Folgen für die periphere Entwicklung un-
terschätzt werde. Eine Veränderung dieses Verhältnisses wird daher als
notwendige Voraussetzung für Entwicklung verstanden. Zur Überwin-
dung dieses Dilemmas wurden zwei Vorschläge gemacht. Die »klassi-
schen« Autoren der dependencia wie André Gunder Frank und Ruy Mauro
Marini (2008 [1973]) gehen davon aus, dass ein Ende der Abhängigkeits-
verhältnisse letztlich nur mit Überwindung der kapitalistischen Akkumu-
lationslogik zu erreichen sei. Daraus ergibt sich die Forderung nach einer
Abschottung und »nach innen« gerichteten Politik der Industrialisierung.

Eine zweite Schule entfernte sich von den marxistisch geprägten Ant-
worten auf die dependente Situation, ohne jedoch deren Analyse aufzuge-
ben. Vielmehr wurden hier die Vorteile der Weltmarkteinbindung in den
Vordergrund gestellt, die eine erhöhte Wettbewerbssituation innerhalb der
»unterentwickelten« Länder provozieren würde und somit auch zur Ent-
wicklung eines produktiven und nach europäischem Vorbild »modernen«
Gesellschaftsmodell führen könne. Prominente Vertreter dieser Sichtweise
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waren Fernando Henrique Cardoso und Enzo Faletto (Cardoso und Falet-
to 1975), wobei ersterer in den 1990er Jahren auch an der Implementie-
rung von deregulierenden Politiken in Brasilien beteiligt war, also gleich-
sam auch sein theoretisches Konzept in die Praxis überführen konnte.

Wie tiefgreifend diese Veränderungen sein müssten, zeigt sich auch am
Verständnis der Rolle von Unternehmern. Denn solange die peripheren
Unternehmen keine profitmaximierende Investitionsstrategie verfolgen,
könne die abhängige Rolle nicht überwunden werden. Um die kapitalis-
muskonforme Überwindung der Abhängigkeit zu erreichen, müsste die
Entwicklung eines »schumpeterschen Unternehmertyps« stattfinden. Ein
solcher, die Produktionsprozesse immer weiter optimierender und innova-
tiver Unternehmeridealtypus, der die dem Kapitalismus innewohnende
Kraft der »schöpferischen Zerstörung« zu entfesseln vermag, wird dabei als
hochgradig voraussetzungsvoll verstanden. Dieser investierende Unterneh-
mertypus entwickelte sich in der Praxis Brasiliens aus Sicht reformistischer
Dependenztheoretiker nie zum dominierenden Typus20. Vielmehr kann
beobachtet werden, dass lokale Industrieproduktion kaum auf vorteilhafte
makroökonomische Weichenstellungen durch die Politik mit steigenden
Investitionen reagiert, sondern vielmehr auf der Ausbeutung gering quali-
fizierter und im Überfluss vorhandener Arbeitskräfte beharrt hat.

Aus marxistischer Perspektive spricht Marini (Marini 2008 [1973]: 124–
131) hierbei auch von einer »Überausbeutung der Arbeit«, welche die Ar-
beit derart entlohnt, dass diese kaum zur eigenen Reproduktion befähigt.
Dieses Produktionsverhältnis bedeutet die Aneignung eines so hohen Teils
des Mehrwerts, dass die Reproduktion der Arbeit nicht gewährleistet ist,
was wiederum die Basis des brasilianischen Akkumulationsmodells darstel-
le. Aufgrund der abhängigen Weltmarkteinbindung werden entscheiden-
de Teile des erwirtschafteten Profits an die Zentrumsländer und multina-
tionalen Unternehmen überwiesen und stehen somit nicht zur Akkumula-
tion im Land zur Verfügung. Damit werden weitere Produktivitätsent-
wicklungen und Investitionen erschwert, beziehungsweise durch die geöff-
neten Märkte unmöglich. Die verbleibende Möglichkeit zur Profitgenerie-
rung und Maximierung bestehe somit in der immer weiter gehenden Aus-
beutung des Faktors Arbeit, der aufgrund des großen Arbeitskräfteüber-
schusses auch zur Verfügung steht (Marini 2008 [1973]: 127). Dieses als su-
perexploração oder Überausbeutung bezeichnete Arbeitsverhältnis ist aus
dependenztheoretischer Perspektive das Ergebnis der Weltmarkteinbin-

20 Aus neo-institutionalistischer Perspektive wurde dieses Phänomen der investiti-
onsvermeidenden Unternehmer bereits von Boschi und Diniz 2000 untersucht.
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dung und der Profitvorstellungen der lokalen (Wirtschafts-)Eliten. Diesen
Interessen wird unterstellt, bestehende Profitspielräume durch Überaus-
beutung auszunutzen statt etwa durch Investitionen neue Möglichkeiten
zu schaffen (Marini 2008 [1973]: 134).

Informalität kann so auf die funktionale Notwendigkeit der Überaus-
beutung und die Verbindung der lokalen Eliten mit den globalen Produk-
tionsstrukturen zurückgeführt werden. So findet zwar eine Öffnung für
weitere Ursachen von Informalität statt, etwa indem die Rolle ökonomi-
scher und politischer Akteure für die Konstituierung des ökonomischen
Modells berücksichtigt wird. Das Verhältnis der Akteure zu diesen Struk-
turen wird aber wiederum wie bei den cepalinischen Ansätzen einseitig
auf ökonomische Ursachen zurückgeführt.

Die Entwicklung von Informalität kann so mit keinem der beiden de-
pendenztheoretischen Ansätze allein zufriedenstellend erklärt werden.
Denn auf empirischer Basis lässt sich dieser Ansatz hinterfragen: Wird In-
formalität als Ausdruck von Überausbeutung verstanden, kann trotz der
fallenden Informalitätsraten unter der PT-Regierung nicht beobachtet wer-
den, dass es in den untersuchten Jahren zur Überwindung der abhängigen
Einbindung in die Weltmärkte gekommen ist. Im Gegensatz und zweitens
lässt sich sogar eine Reprimarisierung der Exporte beobachten, welche die
Abhängigkeit von den Welthandelsbedingungen noch verstärkt hat und
dennoch keine steigende Informalität zur Folge hatte. Es deutet sich also
vielmehr an, dass die internen Verteilungsmechanismen und die Struktur
des Arbeitsmarktes derart verändert werden konnten, dass auch bisher aus-
geschlossene Bevölkerungsgruppen in sozial- und arbeitspolitische Schutz-
systeme integriert wurden21.

Mit den vorgestellten Ansätzen lässt sich die Formalisierungsentwick-
lung nur bedingt erklären, nicht zuletzt da sie nicht mit dem modernisie-
rungstheoretischen Ansatz der CEPAL brechen, sondern vor allem den
eingeschlagenen Weg zur vermeintlichen Moderne kritisieren. Hinzu
kommt die starke Betonung der externen Ursachen der Überausbeutung.
Indem die Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur auf die Form der Einbin-
dung in Weltmärkte zurückgeführt wird, ist damit der Blick auf lokale
Prozesse und Verhältnisse verstellt. Die Stärke der größeren Kontextsensiti-
vität bei der Akteursbetrachtung läuft so Gefahr, mit dem ökonomischen

21 Ob und inwiefern dieser Trend verstetigt werden kann und insbesondere die Fra-
ge der Überausbeutung und die aus dependenztheoretischer Sicht eng damit ver-
bundene schwache Produktivitätsentwicklung überwunden werden können,
bleibt abzuwarten.

2.1. Perspektiven auf Informalität
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